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Da hat man gedacht, nach
dem Fall der Berliner Mauer
gäbe es dann nur noch ein
grosses Westdeutschland.
Und welcher Fall ist einge-
treten nach dem Fall? Der
Gegenteilige. Unser wieder-
vereinigter Nachbar be-
nimmt sich zusehends wie
ein grosses Ostdeutschland.
Was waren denn das für
Ströme von Menschen, die
Ostdeutschland nach dem
Mauerfall in Richtung Wes-
ten verlassen haben? Was ist
da in den Westen geströmt?
Waren das Bürger auf der
Suche nach Freiheit? Oder
waren das Stasi-Mitarbeiter
auf der Suche nach einem
neuen Job?
Deutschland würde gut dar-
an tun, sich zu entscheiden,
wohin es gehören will. Im
freien Westen ist der Staat
dem Bürger Rechenschaft
schuldig und steht ständig
im Verdacht, seine Macht zu
missbrauchen oder Steuer-
gelder zu verschleudern. Im
Osten ist der Bürger dem
Staat Rechenschaft schuldig
und steht ständig im Ver-
dacht, seine Freiheit zu miss-
brauchen und Steuern zu
hinterziehen.
Den ausgabefreudigen
deutschen Politikern ist bei
der Geldbeschaffung offen-
sichtlich kein Mittel heilig.
Nicht nur dass sie den deut-
schen Staat in hohe Schul-
den gestürzt haben. Die Rei-
chen und Erfolgreichen der
Privatwirtschaft, die im Ge-
gensatz zu den Politikern
nicht nur hohe Löhne bezie-
hen, sondern diese auch
wieder investieren und Ar-
beitsplätze schaffen, werden
von deutschen Parteibonzen
als «Abzocker» und «Heu-
schrecken» denunziert. Und
da fragen sich die Deutschen
noch, warum wir sie nicht
mögen. Wirtschaftsfreundli-
che Steueroasen wie die
Schweiz und Lichtenstein
werden von deutschen Spit-
zenpolitikern als «Schurken-
staaten» und «Raubritter»
bezeichnet.
Im Dritten Reich bezeichne-
te man Auslandvermögen
wohlhabender Staatsbürger
als «volks- und staatsfeindli-
che Vermögen», um sie zu
konfiszieren. Vielleicht sollte
sich die deutsche Bundesre-
gierung überlegen, eine
Mauer um die Schweiz und
das Fürstentum zu bauen
und sie gut zu bewachen,
damit nicht noch mehr ar-
beitswillige, aber freiheits-
liebende Deutsche aus
Deutschland abhauen und
in die Schweiz auswandern.

Andreas Thiel
Andreas Thiel (zeitpunkt@ber-
nerzeitung.ch) ist Satiriker in Bern.

MONGOLISCHE
EISENBAHN

Mauer- und
Sündenfall
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Nicht nur den Ruf von Firmen, auch den von Städten könne man
messen und managen, sagt Markenspezialist Simon Anholt. Billige
Imagepolitur verbessere den Ruf einer Stadt aber noch nicht.

Der Bundesstadt Bern wird ein
Imageproblem nachgesagt. In
den Altstadtgassen sichtbare so-
ziale Probleme oder die unüber-
sehbare Reitschule kommen
dem schönen Bild der Unesco-
geschützten Stadt je nach Per-
spektive in die Quere. Was kön-
nen die Stadtberner Politiker
dagegen tun? Zum Beispiel die
Dienste eines Markenspezialis-
ten in Anspruch nehmen.

Eine Stadt ist eine Marke
Markenanalytiker beschäftigen
sich mit dem Image von Firmen.
Sie begreifen und messen Repu-
tation als die Gesamtheit der
Wahrnehmung aller Stakehol-
der, also der Partner, Teilhaber
und auch Kritiker eines Unter-
nehmens. Nach diesem Modell
lässt sich auch eine Stadt als
Marke begreifen. Die Kunden ei-
ner Stadt wären demnach die
Steuerzahler oder noch weiter
gefasst die Besucher und die
Touristen. Das Produkt einer
Stadt wäre der Service public.
Und Analysten würden Bern in
einem nationalen Benchmar-
king mit Schweizer Konkurrenz-
städten vergleichen.

Firmen und Städte sind den-
noch nur bedingt vergleichbar.
«Das Image von Städten ist zwar

eine Art Währung, diese ist aber
nicht sehr liquid. Der Aufbau
eines Städteimages dauert sehr
lange, und es lässt sich durch
politische Massnahmen nur
schwer beeinflussen», erklärt Si-
mon Anholt. Der britische Star
unter den Markenspezialisten
lässt regelmässig 26 000 Bewoh-
ner von 35 Ländern für sein Ra-
ting von 60 Städten und 40 Na-

tionen befragen. Von den
Schweizer Städten kommt nur
Genf in Anholts «Citybrand-In-
dex» vor und belegt dort in ver-
schiedenen Kategorien Spitzen-
plätze. Anholt misst mit seinen
Befragungen die internationale
Präsenz einer Stadt, das physi-
sche Äussere, die Ausstrahlung
ihrer Bewohner, den urbanen
Puls, das ökonomische und

kreative Potenzial oder die An-
gebotspalette für die Bewohner.

Rat für Tschäppät
Der Brite berät Regierungen auf
der ganzen Welt. Er würde ihnen
aber nie simple Imagepolitur
empfehlen. «Imagekampagnen
helfen nicht, sich im Ranking zu
verbessern», sagt er. Nur wenige
Bestandteile eines lokalen

Images seien beweglich: Die Re-
gierung, die abgewählt werden
könne. Nicht aber die Land-
schaft oder das Volk.

Was könnte Alexander
Tschäppäts Berner Stadtregie-
rung von Simon Anholt in Sa-
chen Imagepflege lernen? Ers-
tens, sagt Anholt, müsse eine
Stadt ihr Image regelmässig und
unvoreingenommen messen.
Zweitens müsse sie mit einer auf
10 bis 20 Jahre ausgelegten Iden-
titätsstrategie klären und pla-
nen, mit welchen politischen,
sozialen oder wirtschaftlichen
Massnahmen sie ihr Image be-
einflussen wolle. Drittens könne
eine Stadt ihren Ruf nur verän-
dern, wenn sie eine funktionie-
rende Regierung, eine vitale Zi-
vilgesellschaft und Wirtschaft
habe. «Einen besseren Ruf muss
man sich mit substanziellen In-
novationen verdienen», sagt er.

Wahlen kommen zu spät
Wahlen, wie sie diesen Herbst
in Bern stattfinden, entsprechen
einem Reputationstest, wie ihn
ein Unternehmen beim Verkauf
seiner Produkte täglich beste-
hen muss. Da Wahlen aber nur
alle vier Jahre stattfinden, bekä-
men Stadtbehörden das Kun-
denfeedback im Krisenfall oft zu
spät, warnt Simon Anholt. Für
Erfolg versprechende Imagepro-
zesse sei eine vierjährige Legis-
latur aber ein allzu kurzer Zeit-
horizont. Berns Politiker werden
Anholts Warnungen bald zu
spüren bekommen. svb

www.nationbrandindex.com
www.citybrandindex.com

und Raiffeisenbanken, die gene-
rell mehr Wertschätzung genies-
sen als die Grossbanken.

Wie nachhaltig ist der Ruf der
UBS derzeit ruiniert? «Schweizer
Kunden, die wissen, unter welch
harten Bedingungen man eine

Hypothek bekommt, stört es,
dass die UBS ausgerechnet im
Hypothekenbusiness leichtfertig
Geld verspielt hat», sagt Coppet-
ti. Das erinnere an den Vorwurf,
jemand predige öffentlich Was-
ser, trinke aber selber Wein. Wie
kann die Bank ihr Image nun auf-
bessern? Sie versuche es mit der
Strategie: «Es ist unsere Schuld,
wir biegen es zurecht.» Nach Ent-
täuschungen seien Worte aber
bloss Silber, Taten Gold.

Die UBS müsse jetzt Zeichen
setzen: einerseits das Problem
bei der Wurzel packen, etwa mit
einer langfristigen Bonusrege-
lung wie bei der Credit Suisse –
oder mit einem greifbaren Ent-
gegenkommen für die Kleinkun-
den, idealerweise im Hypothe-
kenbereich. Wäre auch die Ent-
lassung von Verwaltungsrats-

präsident Marcel Ospel so ein
Zeichen? Die Frage sei, ob der
Chef wirklich ein schlechtes Sys-
tem verkörpere oder bloss stell-
vertretendes Symbol einer Krise
sei, sagt Coppetti.

Muss Marcel Ospel gehen?
Für Klaus J. Stöhlker, Starunter-
nehmensberater und Spezialist
für Öffentlichkeitsarbeit, ist Os-
pel nur deshalb noch nicht abbe-
rufen worden, weil der UBS-Ver-
waltungsrat keinen Nachfolger
aufgebaut habe. Die UBS mache
ihre Vertrauenskrise durch eine
ungeschickte Kommunikation
noch grösser. Obwohl die Bank
weltweit 600 Leute in der Kom-
munikationsabteilung beschäf-
tige, kommuniziere bis jetzt nur
Marcel Ospel den Schaden, und
das zu knapp und zu vernebelt.
«Die Krisenkommunikation ist
ohne Kopf und Konzept», sagt
Stöhlker. Bis jetzt sei etwa nicht
erklärt worden, wie es möglich
war, dass in den USA «zu schwa-
che UBS-Teams, zu viel Geld er-
hielten».

Stöhlker ist vertraut mit Chef-
etagen. Ihre PR sei im Krisenfall
oft wild und undurchdacht.

Und: Macht und Kommunika-
tion würden sich leider meist
ausschliessen. Chefs liessen sich
von externen Beratern, die die
Aussensicht der Öffentlichkeit
vertäten, wenig sagen, weiss
Stöhlker aus Erfahrung. Für ihn

«Kleinere Banken

geniessen mehr

Wertschätzung.»
Caspar Coppetti

ist im Fall UBS klar: «Der Fisch
stinkt vom Kopf.»

Muss Ospel also gehen? «Ich
halte wenig davon, als ‹rituelle
Opferung› möglichst viele Köpfe
abzuschlagen», erwidert der
St. Galler Professor Beat Bernet.
Ein Problem unserer Finanzkul-

tur bestehe derzeit darin, dass
bei jedem Fehler oberste Verant-
wortliche abgelöst würden und
so niemand übrig bleibe, der aus
gemachten Fehlern auch lernen
könne. «Wenn wir alle fünf Jahre
die Führungscrew der Gross-
banken erneuern, werden wahr-
scheinlich auch alle paar Jahre
wieder die gleichen Fehler ge-
macht», resümiert Bernet.

Massnahmen statt Klagen
Wer eine Vertrauenskrise schon
mit der Auswechslung eines
neuen Chefs meint bewältigen
zu können, überschätzt die All-
macht der Chefs. Und unter-
schätzt die Komplexität des glo-
balen Finanzsystems. Dass es
jüngst ausser Kontrolle geriet,
dafür sind nicht nur profitsüch-
tige Banker verantwortlich.

Auch kleine Kunden, die heute
das Vertrauen in eine Branche
verloren haben, in die sie ges-
tern noch Vertrauen hatten,
spielen im globalen Finanzmo-
nopoly mit. Millionen von US-
Hauskäufern sassen der Illusion
vom billigem Geld auf.

Beat Bernet kommt die aktu-
elle Empörung über das System
der Gier altbekannt vor. Die heu-
tige Krise führe uns «nur einmal
mehr die Konsequenzen grund-
legender Verzerrungen und
Übertreibungen in Bereichen
wie Boni, Gewinnmargen oder
Wachstumsstreben vor Augen».
Er ist aber skeptisch, ob die mo-
ralisch aufgeladene Vertrauens-
debatte wie ein reinigendes Ge-
witter wirke. «Wenn sich die Ge-
witterwolken rasch verziehen,
ist zu befürchten, dass wir uns
bald wieder im alten Fahrwasser
wiederfinden.»

Gegen den Vertrauensverlust
helfen gesundes Misstrauen
und neue Erkenntnisse. Eine
erste: «Früher waren Finanzkri-
sen immer die Folge von Wirt-
schaftskrisen, heute ist es genau
umgekehrt», sagt Bernet. Die
Folge: Mangelndes Vertrauen in
die Stabilität unserer Finanzsys-
teme wirke sich sehr schnell
auch auf die Entwicklung unse-
rer Volkswirtschaft aus. Eine
zweite Erkenntnis: Die Steue-
rung der globalen Finanzströme
sei auf einer nationalen Ebene
immer unmöglicher. Wir müss-
ten uns vielmehr mit global gül-
tigen und auch wirklich durch-
setzbaren Rahmenbedingungen
für Risikomanagement beschäf-
tigen. Um so den Kurs des Ver-
trauens einigermassen unter
Kontrolle zu haben.

Stefan von Bergen

Der Autor: Stefan von Bergen (stefan.
vonbergen@bernerzeitung.ch) ist «Zeit-
punkt»-Leiter.

SCHACH

Problem Nr. 457

Weiss zieht und setzt in
2 Zügen matt
Senden Sie Ihre Lösung bis Mittwoch,
27. Februar 2008 an Berner Zeitung
BZ, Schach, Postfach 5434, 3001 Bern;
Fax 031 330 36 31; E-Mail:
thomas.waelti@bernerzeitung.ch

Lösung Problem Nr. 456 mit

immer die richtige Lösung:

1. Sf6! und Schwarz kann das Matt
nicht verhindern. Z.B.: 1... Td8 2. Dh7
matt; 1... Té8+ 2. dxé8=Springer matt;
1... Th8 2. Dg5 matt.

Die Gewinner: Stefan Kotowski, Thun;
Jean Morgan, Wabern; Herbert Keller,
Langenthal. Sie gewinnen ein Buch.

Wie man ein Image aufhellt

Schlecht fürs Image: Zytglogge mit Abfall.

Simon Anholt

Schönes Image: Zytglogge ohne Abfall.

Klaus J. Stöhlker: «Der
Fisch stinkt vom Kopf.»

Beat Bernet: «Rituelles
Kopfabschlagen hilft nicht.»

Peter Blaser Keystone

zvg

Urs Baumannzvg


